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str.
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Revisionobeklagten,

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt I)r.
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Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 2. April 1970 unter Mit­
wirkung des Vizepräsidenten des Bundesgerichtshofs 
Glanzmann, des Senatspräsidenten Hubert Meyer und der 
Bundesrichter Rietschel, Erbel und Br* Vogt

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil 
des 17o Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
in Frankfurt vom 26« Juni 1968 wird zurück- 
gewiesen»

Bie Klägerin hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Ber Beklagte beauftragte 1966 durch schriftliche 
Verträge die Firma Heinz K f m  in in drei
großen Bauvorhaben in sanitären Anla­
gen zu installieren. Für das Bauvorhaben rH  
(vier viergeschossige Wohnblocks mit den Häusern A bis U) 
vereinbarte er für diese Arbeiten einen Pauschalpreis 
von 167-000 BM. Bie beiden anderen Bauvorhaben betrafen 
ein Hochhaus und drei sechsgeschossige Wohnblocks»

In allen Verträgen war bestimmt, daß Forderungen 
aus dem Vertragsverhältnis nur mit schriftlicher Ein­
willigung des Bauherrn abgetreten werden konnten»



Am 1. Juli 1966 trat wegen der Lieferung von
Installationsanlagen und -material an die Klägerin

Sprüche aus dem ihm erteilten Installationsauftrag 
abtrato übergab ihr eine schriftliche Abtretung,
datiert vom 1. Juli 1966. Sie lautet;

’’Hiermit tret^ch die Forderung der Firma 
Philipp M f l B H I k . ... für Warenlieferungen 
über DM 15.000.- ffünfzehntausend) an die 
Firma GBB^^ohnbau GmbH & Co, KG,
Ho^fetraßeBP ab. IclMrrtrb^ dei^B^rag di­
rekt an die Firma zu
zahlen„"

In diese Urkunde wurde nachträglich eingesetzt; ’’Bau­
vorhaben p f l Ü H H i  3".

Die Abtretung vom 1. Juli 1966 übersandte die 
Klägerin der Wohnbau GmbH & Co KG. Biese sandte
sie aber der Klägerin zurück und wies darauf hin, daß 
das Bauvorhaben BflHIHHHi III nicht von ihr ( G J H )  9 
sondern vom Beklagten durchgeführt werde.

Die Klägerin erhielt eine weitere Abtretung in 
Höhe von 25.000 DM, die zunächst auf den 4.8.1966 
datiert war und später auf den 4.7.1966 berichtigt 
wurde. Durch diese Abtretung sollten nach ihrem ur­
sprünglichen Wortlaut die Forderungen der Firma 
an die Firma & Co KG” erfaßt werden, die
durch Lieferung von 75 kompl. Klosettanlagen, 75 kompl* 
Waschtischanlagen und 54 kompl. Spülsteinanlagen ein­
schließlich Zubehörteilen entstanden und für Bauvorhaben

heran. Diese wollte nur liefern, wenn K ihr An-

1 und ein weiteres Vorhaben, dessen Nummer
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später unkenntlich gemacht wurde, benötigt wurden. Von 
den Abschlagszahlungen aus diesen Leistungen sollte 
dabei die Klägerin anteilmäßig 70 i<> erhaltene Der Name 
der Firmaug(U|GmbH & Co KG" ist später auf den Namen 
des Beklagten persönlich abgeändert v/orden.

Die Klägerin lieferte ab 5.7.1966 an K ® H  Anlagen 
und Material für 37-752,35 DM.

Am 27.7.1966 wurde über das Vermögen <*as
Konkursverfahren eröffnet, das am 14.10.1966 mangels 
Masse eingestellt wurde.

Am 15.10.1966 bestätigte Kempf der Klägerin 
schriftlich, “daß die früheren Abtretungserklärungen 
über meine Forderungen gegen Herrn G i m H H B ’ *>zw. 
die Firma g U B ?  zugunsten der Firma weiter­
hin Gültigkeit haben”. Vorsorglich trat K ^ l j  seine For­
derungen “gegen Herrn G l ü H H l  hzw. dessen Firma G| 
nochmals in Höhe von 40.000 DM an die Klägerin ab.

Am 5.12.1966 ließ die Klägerin die angebliche For­
derung K 0 H  gegen den Beklagten “aus Werkvertrag-In­
stallationsarbeiten des Schuldners in dem Bauvorhaben 

des Drittschuldners“ gerichtlich pfänden 
und sich zur Einziehung überweisen.

Unter Berufung auf die Abtretungen und den Pfän­
dung s- und Überweisungsbeschluß hat die Klägerin mit 
der Klage Zahlung in Höhe ihrer Forderung gegen 
und der Kosten des Pfändungs- und Überweisungsbeschlus­
ses, insgesamt 38.161,84 DM, beansprucht. Sie macht 
geltend,der Beklagte habe ihr gegenüber die Abtretung
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vom Juli 1966 ausdrücklich «bestätigt“ und “anerkannt“ 
und sie dadurch zur Lieferung an 1C®|B veranlaßt.

Der Beklagte erwidert, er habe die Abtretungen 
nicht anerkannt. Diese seien auch unv/irksam, weil 
die abgetretenen Forderungen nicht genügend bestimmt 
und bestimmbar seien. Gleiches gelte für den Pfändungs­
und tiberweisungsbeschluß. habe keine Forderung
mehr gegen ihn, sondern mehr erhalten, als ihm zustehe.

Das Landgericht hat der Klage in Höhe von 
56.752,35 DM stattgegeben, das Oberlandesgericht hat 
sie abgewiesen.

Mit der Revision beantragt die Klägerin, das Ur­
teil des Landgerichts wiederherzustellen. Die Beklagte 
beantragt, die Revision zuruckzuweisen»

En t s ch e i düng sgrund e:

I.

Das Berufungsgericht verneint ohne Rechtsfehler 
Ansprüche der Klägerin auf Grund der Abtretungen und 
des Pfändungs- und tlberweisungsbeschlusses, weil weder 
bei den Abtretungen noch bei der Pfändung die Forderung 
KflB| gegen den Beklagten so bezeichnet worden ist, 
daß sie genügend bestimmt oder bestimmbar wäre.

1. Zu den Abtretungen vom Juli 1966 ist zu sagen;
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a) Die schriftlichen Erklärungen vom 1. und 4» Juli 
1966 lassen nicht erkennen, auf welche der drei ein Vor­

aus einem bestimmten einzelnen Vertrag kann danach 
nicht als abgetreten angesehen werden. Wenn man die Er­
klärungen dahin auslegen würde, daß der Vergütungsan­
spruch für alle drei Vorhaben in Höhe von
15«000 bzw. 25*000 DM abgetreten sein solle, so wäre 
die Abtretung wegen ungenügender Bestimmtheit ebenfalls 
unwirksam (BGH WM 1965, 562)« Dies zeigt sich sogleich, 
wenn man versucht^ die Tragweite der Abtretung im Ver­
hältnis zu andern Teilabtretungen zu bestimmen.

Daß die schriftlichen Abtretungen vom Juli 1966 
die Forderung genügend deutlich bezeichneten, macht 
auch die Revision nicht mehr geltend«

b) Sie wirft jedoch dem Berufungsgericht vor, daß 
es bei der Auslegung am Wortlaut der schriftlichen Er­
klärungen hafte« Die Klägerin und K f l H  seien nämlich, 
wie die Klägerin im Schriftsatz vom 21* November 1967 
(S. 1 f) vorgetragen habe, darüber einig gewesen, daß 
sich die Abtretung auf das Bauvorhaben I (viergeschossige 
Wohnblocks) beziehe, in das die von der Klägerin gelie­
ferten Sachen (75 Klosetts, 75 Waschtische, 54 Spülsteine) 
eingebaut werden sollten und eingebaut worden seien«

Das Berufungsgericht hat sich indessen auch mit 
diesem Vortrag auseinandergesetzt« Es versteht die 
Darstellung der Klägerin im Schriftsatz vom 21. Novem­
ber 1967 dahin, daß nicht die gesamte Forderung K

haben in I 
dem Beklag

betreffenden Bauverträge zwischen
sie sich beziehen. Die Forderung
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auf Vergütung fUr seine Arbeiten im Bauvorhaben I in 
Höhe des Pauschalpreises von 167-000 DM abgetreten sein 
sollte, sondern der Teil der Forderung, der aus dem Ein­
bau des Materials der Klägerin in bestimmte einzelne 
Häuser des Vorhabens I entstehen würde,, Es ist nichts 
dagegen einzuwenden, daß das Berufungsgericht die Klä­
gerin so verstanden hat, denn diese hatte in dem genann­
ten Schriftsatz vorgetragen, ihr Material sei in drei 
der zum Vorhaben I gehörenden YJohnblocks eingebaut v/Or­
den und kabe die sich aus dem Einbau der von der
Klägerin gelieferten Gegenstände ergebende Forderung 
abgetreten- Gestützt wird die Auffassung des Berufungs­
gerichts ferner dadurch, daß die Abtretungen vom Juli "i 966 
zusammen nur 40-000 DM erfaßten, während die Gesamtver­
gütung für das Vorhaben I 167-000 DM betrug, und daß 
es in der schriftlichen Ahtretungserklärung vom 4- Juli 
1966 heißt, die Forderung entstehe durch Lieferung 
von 75 Klosettanlagen, 75 Wasehtisehanlagen und 54 Spül­
steinanlagen einschließlich Zubehörteilen.

Eine Abtretung der Forderung für das Bauvorhaben I 
mit dem derart vom Berufungsgericht festgestellten In­
halt war aber gleichfalls mangels Bestimmbarkeit der 
Forderung nicht wirksam.

Bas Berufungsgericht führt hierzu aus, die abge­
tretene Teilforderung lasse sieh nicht bestimmen, weil 
ein Pauschalpreis vereinbart sei und eine Aufteilung 
dieses Preises nach bestimmten Einzelleistungen nicht 
möglich sei« Hinzu komme, daß auch Material an­
derer Lieferanten verarbeitet habe und auch diesen 
unbestimmte Zessionen gegeben habe- Das Material der
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verschiedenen Lieferanten sei ununterscheidbar beim 
Vorhaben I zum Einbau gelangt, so daß eine Forderungs­
trennung je nach dem Anteil des Lieferanten nicht mög­
lich sei* An der fehlenden Bestimmbarkeit ändere auch 
nichts die Absprache, daß der Klägerin von den künf­
tigen Abschlagszahlungen 70 $ zukommen sollten» Denn 
die Abschlagszahlungen hätten nicht uneingeschränkt 
von der Abtretung erfaßt werden sollen, sondern nur 
die Abschlagszahlungen "aus diesen Leistungen" (schrift­
liche Erklärung vom 4.7.1966), d.h. der Teil der Ab­
schlagszahlungen, der auf den Einbau des Materials 
der Klägerin entfalle. Dieser Anteil lasse sich aber 
wie gesagt nicht bestimmen*

Diese Ausführungen enthalten keinen Reehtsfehler. 
Die Auslegung des Berufungsgerichts, daß eine Ab­
tretung des Vergütungsanspruchs lediglich insoweit 
erklärt hat, als dieser aus bestimmten Einzelleistungen 
K Ü  erwuchs, ist nützlich und bindet das Revisions­
gericht . Legt man sie zugrunde, so läßt sich in der Tat 
nicht bestimmen, welcher Teil der Forderung abgetreten 
war.

2. Die schriftliche Abtretung vom 15« Oktober 1966 
läßt erkennen, daß sie sich auf das Bauvorhaben I be­
ziehen sollte. Denn in ihr heißt es, daß die Forderung 
aus dem Einbau des von der Klägerin gelieferten, im ein­
zelnen aufgeführten Materials entstanden sei. Am 15» Okto­
ber 1966 war dieser Einbau schon vorgenommen; hiermit 
war für die Klägerin, und auch den Beklagten
klar, daß der Vergütungsanspruch gemeint war, soweit 
er aus dem Einbau in zum Vorhaben I gehörende Wohn-
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blocks entstanden war. Ein Anhaltspunkt, sie anders 
auszulegen als die früheren Abtretungen, ist nicht er­
kennbar. In der Abtretung vom 15. Oktober 1966 ist 
die Forderung nämlich dahin bezeichnet, daß sie aus dem 
Einbau derselben Gegenstände, die auch in der Abtretung 
vom 4o Juli 1966 genannt sind, entstanden sei. Der auf 
diese Leistung fallende Teil der Vergütung ist aber wie 
ausgeführt nicht bestimmbar. Fehlt es insoweit über­
haupt an der Bestimmbarkeit, so läßt sich auch nicht 
feststellen, daß der abgetretene Anspruch einen be­
stimmten Mindestbetrag ausmache, und erst recht nicht, 
daß er den in der Abtretung vom 15« Oktober 1966 ge­
nannten Betrag von 40.000 DM erreiche„ Die Angabe die­
ses Betrags ändert daher nichts daran, daß die Bestimm­
barkeit fehlt«

Die Revision hält die Abtretung vom 15« Oktober 
1966 deshalb für wirksam, weil sie, anders als die 
vom 4. Juli 1966, keine Begrenzung auf 70 $> der Ab­
schlagszahlungen enthalte. Damit kann sie keinen Er­
folg haben. Denn das Fehlen dieser Begrenzung besagt 
nicht, daß der Vergütungsanspruch K { | m  für das Bau­
vorhaben X voll abgetreten wäre. Abgetreten war viel­
mehr wie ausgeführt nur ein unbestimmbarer Teil des 
ganzen Vergütungsanspruchs.

Der vom Berufungsgericht hilfsweise erörterten 
Frage, wie die Rechtslage wäre, wenn die Gesamtforde- 
rung k| H H  für alle Vorhaben abgetreten worden wäre, 
braucht nicht nachgegangen zu werden, weil wie ausge­
führt die Abtretung vom 15« Oktober 1966 sich klar 
nur auf das Bauvorhaben I bezog, wovon auch die Revi­
sion ausgehto
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3* Zutreffend nimmt das Berufungsgericht ferner 
an, daß die Klage auch nicht auf Grund der von der 
Klägerin erwirkten Pfändung und Überweisung Erfolg 
haben kann.

Das Erfordernis, daß die gepfändete Forderung aus­
reichend bestimmt oder bestimmbar sein muß, gilt auch 
für die Bezeichnung der Forderung im Pfändungs- und 
Überweisungsbeschluß. Zwar ist in der Rechtsprechung 
gesagt worden, an die Bezeichnung der Forderung 
dürften keine übermäßigen Anforderungen gestellt wer­
den und es genüge eine Angabe des Rechtsverhältnisses, 
aus dem die Forderung hergeleitet werde, “in allge­
meinen Umrissen” (BGH IM Nr. 5 zu § 829 ZPO; BGH MDR 
19^5, 738). Die Forderung muß aber so genau bezeich­
net sein, daß sie von anderen Forderungen unterschie­
den werden kann und ihre Identität unzweifelhaft fest­
steht, und zwar nicht nur für die unmittelbar Betei­
ligten (Gläubiger, Schuldner, Drittschuldner), sondern 
auch für Dritte, insbesondere für weitere Gläubiger 
(BGH aaO; BGHZ 13, 42).

Das ist hier nicht der Fall. Die gepfändete For­
derung ist bezeichnet als Forderung "aus Werkvertrag 
- Installationsarbeiten des Schuldners in dem Bauvor­
haben Rüsselsheim des Drittschuldners“. Da es drei 
“Bauvorhaben r U H H I  des Drittschuldners“ gab, bleibt 
durchaus unklar, welches der drei Bauvorhaben gemeint 
war oder ob etwa die Ansprüche auf Vergütung für alle 
drei Bauvorhaben gepfändet sein sollten. Diese Unklar­
heit läßt sich aus dem Pfändungs- und Überweisungsbe­
schluß nicht beheben. Außerhalb des Beschlusses liegen­
de Umstände können für seine Auslegung nicht herange-
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zogen werden (BGH EM Nr. 5 zu § 829 ZPO; BGH MDR 1965, 
738)o Auf die Erwägungen des Berufungsgerichtes zur 
Rechtslage bei Pfändung des Vergütungsanspruchs für 
alle drei Bauvorhaben braucht demnach nicht eingegangen 
zu werden, da sich eine derartige Pfändung aus dem 
Pfändungs- und tlberweisungsbeschluß nicht entnehmen 
läßt.

II.

Bas Urteil des Berufungsgerichts ist auch nicht 
zu beanstanden, soweit es annimmt, daß der eingeklag­
te Anspruch nicht aus einem zwischen den Parteien zu­
standegekommenen Vertrag oder aus Verschulden bei 
Vertragsverhandlungen hergeleitet werden kann.

1. Bas Berufungsgericht geht ,rzu Gunsten der Klä­
gerin" davon aus, daß der Beklagte mit den Abtretun­
gen vom 1. und 4. Juli 1966 einverstanden gewesen ist 
und auch "Zahlungen nach Maßgabe der Einbauleistungen 
der Pirma K f m  versprochen hat".

Hieran anknüpfend meint die Revision, es sei ein 
"Gewährschaftsvertrag" zustandegekommen, durch den sich 
der Beklagte zur Zahlung an die Klägerin verpflichtet 
habe.

Bamit hat die Revision keinen Erfolg.

Bie vom Berufungsgericht unterstellte Erklärung 
des Beklagten könnte allerdings - wie die Klägerin auch 
geltend macht - dahin gewertet werden, daß der Beklagte 
die Abtretung "bestätigt" oder "anerkannt" hat.
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Eine solche Bestätigung oder Anerkennung kann 
einen Verzicht des Schuldners sowohl auf Einwendun­
gen gegen die abgetretene Forderung (u.a. BGH NJW 
1970, 321) als auch gegen die Wirksamkeit der Abtre­
tung (u.a. BGH WM 1959, 406) bedeuten. Ob das der 
Fall ist und wie weit gegebenenfalls der Verzicht 
reicht, ist eine Frage der Auslegung der Erklärungen, 
die der Schuldner abgegeben hat.

a) Das Berufungsgericht untersucht denn auch, ob 
in den Erklärungen des Beklagten ein Verzicht auf Ein­
wendungen, die er gegenüber seinem ursprünglichen 
Schuldner hatte, zu erblicken ist.

Dies verneint es. Es legt dar, die Abtretungen 
erfaßten nur in Zukunft fällig werdende Ansprüche für 
von k U B  ftoch zu erbringende Leistungen. Die Entwicklung 
der Rechtsbeziehungen zwischen dem Beklagten und K | ^  
habe zur Zeit der Abtretung noch gar nicht festgestanden; 
ein genauer Forderungsbestand habe damals noch nicht 
festgelegt werden können; auch hätten Gewährleistungs­
ansprüche des Beklagten entstehen können. Daraus ergebe 
sich, daß der Beklagte nicht auf solche Einwendungen 
habe verzichten wollen, die sich aus der künftigen 
Entwicklung und Abrechnung seines Bauvertrags mit 
KflB erst ergeben würden. Wenn deshalb der Beklagte 
zu Zahlungen an nach der Endabrechnung zum Zeit­
punkt der Arbeitseinstellung nicht mehr verpflich­
tet sei, gingen die Abtretungen ins Leere.

Diese tatrichterliche Auslegung ist rechtlich nicht 
zu beanstanden. Sie steht in Einklang mit der Rechtsprechung



des Bundesgerichtshofs, der wiederholt ausgesprochen 
hat, ein Verzicht des Schuldners werde sich meist nicht 
auf solche Einwendungen beziehen, die zur Zeit des Ver­
zichts noch gar nicht bekannt waren (u.a. WM 1962, 742; 
NJW 1970, 321).

Damit ist rechtsfehlerfrei festgestellt, daß der 
Beklagte jedenfalls keine von seinen Rechtsbeziehun­
gen zu K m  unabhängige Verpflichtung eingegangen ist.

Ob er gegenüber begründete Einwendungen hat­
te, die er auch der Klägerin als Zessionarin gemäß 
§ 404 BGB entgegenhalten könnte, hat das Berufungs­
gericht nicht geprüft. Dessen bedurfte es auch nicht, 
weil die Abtretungen aus den unter I angeführten Grün­
den mangels Bestimmbarkeit nicht wirksam waren.

b) Wie schon erwähnt, kann eine Bestätigung oder 
Anerkennung der Abtretung durch den Schuldner ihm auch 
Einwendungen gegen die Wirksamkeit der Abtretung ab­
schneiden. Diesem Gesichtspunkt kommt aber hier keine 
Bedeutung zu. Bei sonstigen Dnwirksamkeitsgründen (z.B. 
Nichtigkeit nach §§ 117, 119 ff in Verb, mit 142, 154, 
138 BGB) ist es ohne Schwierigkeiten möglich, den Un- 
wirksamkeitsgrund "hinwegzudenken11 und die Abtretung 
als gültig zu behandeln, wenn dem Schuldner verwehrt 
wird, diesen Grund geltend zu machen. Damit aber, daß 
man dem Schuldner versagen würde, mangelnde Bestimm­
barkeit geltend zu machen, ist für den Zessionär nichts 
gewonnen. Denn es bleibt dann nach wie vor unmöglich, 
festzustellen, welcher Teil der Forderung denn nun als 
abgetreten zu behandeln ist und vom Zessionär geltend 
gemacht werden könnte.
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2o Ein Schadensersatzanspruch aus Verschulden hei 
Vertragsverhandlungen wird vom Berufungsgericht eben­
falls mit einwandfreier Begründung verneint.

Im Anschluß an das Urteil des Landgerichts, das 
einen solchen Anspruch bejaht hatte, betrachtet es 
diesen Anspruch unter dem Gesichtspunkt, daß der Be­
klagte als Abschluß- oder Verhandlungsgehilfe Xerapfs 
bei dessen Vertragsschluß mit der Klägerin tätig ge­
worden sei und aus diesem Grund persönlich hafte.
Biese Betrachtungsweise dürfte nach dem festgestell­
ten Sachverhalt fern liegen (vgl. auch den eigenen 
Vortrag der Klägerin im Schriftsatz vom 14. Oktober 
1967 S. 4 unten, S. 5 oben). Näher läge, ein etwaiges 
Verschulden bei den Verhandlungen zu suchen, welche 
die Parteien selbst über die Anerkennung der Abtre­
tung geführt haben (vgl. dazu BGH WM 1968, 551)o

Nähere Erörterungen zu der einen oder anderen 
Betrachtungsweise erübrigen sich jedoch.

Denn jedenfalls verneint das Berufungsgericht 
zutreffend, daß der Beklagte durch Verletzung einer 
Aufklärungspflicht die Klägerin geschädigt hat.

Bie Klägerin hatte in dieser Hinsicht zwei Vor­
würfe erhoben.

Der erste ging dahin, der Beklagte habe ihr nicht 
offenbart, daß Abtretungen seiner schriftlichen Ein­
willigung bedurften. Bas Berufungsgericht führt zu­
treffend aus, der Beklagte könne sich ohnehin, nach-

1 Cv_
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dem er der Abtretung zugestimmt habe, nicht mehr auf 
die mangelnde Schriftform berufen und keine Unwirk­
samkeit der Abtretung wegen des Abtretungsverbots 
geltend machen. Bann aber ist die Klägerin durch den 
unterbliebenen Hinweis auf das Abtretungsverbot nicht 
geschädigt.

Zweitens soll der Beklagte in den Verhandlungen 
mit der Klägerin verschwiegen haben, daß k| H P  ‘'nichts 
mehr" zu beanspruchen habe. Hieraus kann kein Schadens­
ersatzanspruch hergeleitet werden. Wie oben unter II 1 
erwähnt, ging es bei den Abtretungen und den Verhand­
lungen darüber, um Ansprüche die den Gegenwert
für in Zukunft erst von ihm zu erbringende Leistungen 
darstellen und je nach Fortschreiten seiner Arbeiten durch 
Abschlagszahlungen erfüllt werden sollten. Bas war nach 
den Feststellungen des Berufungsgerichts, das sich hier­
bei auf den Wortlaut der Abtretungserklärungen und den 
Inhalt des Ferngesprächs zwischen dem Beklagten und dem 
Angestellten äer Klägerin stützt, auch für die
Klägerin nicht zweifelhaft. Bies ergibt sich schon daraus, 
daß der Beklagte B f l ^ H B  mitgeteilt hat, K f l U  werde 
wöchentlich “nach Leistung“ bezahlt* In den Verhandlun­
gen der Parteien wurden demnach die künftig an 
nach dem jeweiligen Stand der Arbeiten zu leistenden 
Zahlungen erörtert. Oh und wieviel noch zu bean­
spruchen hatte, hing von seinen weiteren Leistungen ab, 
stand also, als die Parteien miteinander verhandelten, 
noch nicht fest. Insoweit war nichts aufzuklären und nicht 
zu verschweigen.
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III.

Hach allem ist die Revision mit der Kostenfolge 
aus § 97 ZPO zurückzuv/eisen.

Glanzmann Meyer Rietschel

Erbel Vogt
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